ver.di-Positionen zu aktuellen bildungspolitischen Themen Stand März 2007

Ausbildungsbausteine als Qualifizierungsinstrument

Auf Basis des Euler/Severing-Gutachtens wurde im Innovationskreis Berufliche Bildung festgelegt, Ausbildungsbausteine für anerkannte Ausbildungsberufe zu entwickeln und zu erproben.

Ausbildungsbausteine sollen insbesondere die Effizienz in der Berufsaus-bildungsvorbereitung und der Berufsausbildung steigern und Kosten reduzieren. Insbesondere sollte der Durchlauf von sogenannten Warteschleifen minimiert und Doppelqualifizierungen verhindert werden. Diese an sich begrüßenswerten Ziele, sollen durch die Einführung des neuen Instruments Ausbildungsbaustein erreicht werden. Per Erprobungsverordnung plante das BMBF dieses neue Instrument einzuführen.

Die Gewerkschaften lehnen diese Ausbildungsbausteine ab, weil sie prinzipiell die Ziele des Berufsprinzips in Frage stellen und zwangsläufig zu einer Segmentierung der Berufsausbildung führen. Zudem beinhalten zertifizierte Bausteine die potenzielle Gefahr, dass Betriebe und Unternehmen Auszubildende in Arbeitsverhältnisse übernehmen, ohne dass die Berufsausbildung ordentlich abgeschlossen wird. 

Eine Chance auf erfolgreiche Realisierung haben Ausbildungsbausteine auch deswegen nicht, weil die Frage der Anerkennung von Ausbildungsbausteinen nicht verbindlich im Berufsbildungsgesetz geregelt werden soll. Das BMBF weigert sich die Anerkennung im BBiG verbindlich zu regeln, sondern baut auf freiwillige Zusagen der Ausbildungsbetriebe. Ausbildungsbetriebe sollen selbst entscheiden können, ob sie Ausbildungsbausteine im Rahmen einer Berufsausbildung anerkennen oder nicht. D.h. Auszubildende, die mit erfolgreich absolvierten Ausbildungsbausteine (erworben bei Trägern oder Berufsschulen) ihre Ausbildung betrieblich fortsetzen möchten, können nicht damit rechnen, dass dieser Ausbildungsbaustein auch auf die Ausbildungszeit angerechnet wird. Mit diesem Verhalten konterkariert das BMBF das selbstformulierte Ziel Doppelqualifizierungen möglichst zu verhindern.

Obwohl die Bundesministerin Schawan im Rahmen der letzten Sitzung des Innovationskreises „Berufliche Bildung“ die Entwicklung von Erprobungs-verord-nungen zurückgenommen hat, sollen weiterhin Ausbildungsbausteine als Instrument im System der Berufsausbildung entwickelt und eingesetzt werden.

ver.di lehnt den Einsatz von Ausbildungsbausteinen unter den jetzt geltenden Rahmenbedingungen als untaugliches Mittel ab.

Ausbildungsplatzsituation / Umlagefinanzierung

Die Ausbildungsplatzsituation ist auch noch im Jahre 2007 desolat. Die Gewerkschaften werden sich weiterhin nicht am Bündnis für Ausbildung beteiligen, solange die gesetzlich geregelte Umlagefinanzierung nicht auf die Tagesordnung gesetzt wird. Und: Solange im Bündnis für Ausbildung weiterhin nur neue Ausbildungsplätze und nicht zusätzliche Ausbildungsplätze von Unternehmen und Betrieben eingefordert werden. Dieser Statistiktrick führte zu dem absurden Ergebnis, dass im Saldo weniger Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen als im vorhergehenden Jahr, weil mehr alte Ausbildungsplätze gestrichen als neue eingerichtet wurden. Diesen Sachverhalt dann als Erfolg des Bündnisses darzustellen, ist aus gewerkschaftlicher Sicht absolut unseriös.

Branchentarifvertrag Weiterbildung

Die Verhandlungen der Tarifkommissionen von ver.di und GEW einerseits und der Zweckgemeinschaft im Bundesverband Berufliche Bildung andererseits wurden erfolgreich abgeschlossen. Somit wurde die Voraussetzung geschaffen, endlich das Lohndumping in der Weiterbildungsbranche zu stoppen.

Notwendig, geradezu unverzichtbar ist eine hohe Verbindlichkeit dieses Tarifwerks. Beide Tarifvertragsparteien setzen sich für eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung nach dem Tarifvertragsgesetz ein. Entsprechende Zusagen durch zuständige Ministerien wurden in der Vergangenheit gegeben, nunmehr gilt es, diesen Schritt umzusetzen.

Mit der Bundesagentur für Arbeit ist zu klären, inwieweit rechtliche Möglichkeiten vorhanden sind, um auf Vergabebedingungen Einfluss nehmen zu können, soll heißen: Für Träger, die den Tarifvertrag Weiterbildung anwenden werden, wird sich dieser Sachverhalt positiv bei der Vergabe von Maßnahmen auswirken.

Bildungsbeteiligung – Migranten

Das bundesdeutsche Bildungssystem ist hoch selektiv, dies gilt sowohl für das allgemeinbildende System als auch für die Weiterbildung. Im gegliederten Schulsystem wird immer noch nach der vierten Schulklasse „vorselektiert“, insbesondere Migrantenkinder sind von diesem System negativ betroffen. Der Ausbau von Ganztagsschulen einerseits und „Gemeinschaftsschulen“ andererseits, in denen Kinder mit unterschiedlichen Begabungen gemeinsam unterrichtet werden, muss intensiv fortgesetzt werden.

Auch die mangelhafte Beteiligung an Weiterbildung spiegelt die ungerecht verteilten Chancen wider, an Bildungsangeboten partizipieren zu können. Deutschland rangiert innerhalb der EU-Staaten am unteren Ende, zudem ist die Bildungsbeteiligung rückläufig. Hier sind Maßnahmen zu ergreifen, die diesen Trend umkehren. Sonst ist zu erwarten, dass diese unzureichende Bildungsbeteiligung die deutsche Wettbewerbsfähigkeit massiv beeinträchtigen wird.

ver.di beklagt, dass die Föderalismusvereinbarung notwendige Steuerungsaufgaben des Bundes im Bildungsbereich verhindert.

Weiterbildungsfinanzierung
Dringend erforderlich ist ein Gesamtkonzept für die Weiterbildungsfinanzierung, diese muss die öffentliche Verantwortung für lebensbegleitendes Lernen betonen. Dies bedeutet nicht notwendig eine Finanzierungsverpflichtung der öffentlichen Hand für alle Formen der Weiterbildung, so, wie sie etwa für die allgemeine Bildung und die Erstausbildung gilt. Wichtig ist vielmehr, die drei Bereiche der beruflichen Weiterbildung nicht getrennt für sich stehen zu lassen und einzeln zu reformieren, sondern sie zu einem Gesamtkonzept zu entwickeln, das keine Lücken entstehen lässt. 

Eine zentrale Schwachstelle des AFBG besteht darin, dass es sich von seiner Konzeption her um ein Leistungsgesetz handelt, das nicht systematisch in die Weiterbildungslandschaft integriert ist, sondern nur einen Teilbereich regelt. Dies führt einerseits dazu, dass Qualifikationen unterhalb der Aufstiegsfortbildung nicht gefördert werden und andererseits dazu, Berufsgruppen, die nicht eine duale Berufsausbildung durchlaufen oder eine Ausbildung in einem der Gesundheitsberufe absolviert haben, ausgeschlossen werden. 

Zudem reicht die gegenwärtige Förderung von Bildungsmaßnahmen durch die Bundesagentur, die rund 200.000 Arbeitslosen weniger zuteil wird als noch vor vier Jahren, bei weitem nicht aus, um Qualifizierungsdefizite etwa von Personen ohne Hauptschulabschluss zu kompensieren. 

Besetzung der Innovationskreise

· Innovationskreis für berufliche Bildung 

· Innovationskreis zur Weiterbildung
Die Bundesbildungsministerin Schawan hat im Jahre 2006 zwei Innovationskreise eingerichtet und Sachverständige in diese Gremien berufen. Obwohl insbesondere im Innovationskreis „Berufliche Bildung“ grundlegende, strukturverändernde Beschlüsse zur Berufsausbildung gefasst wurden, sind die Sachverständigen nicht offiziell im Auftrag ihrer Institutionen tätig. 

ver.di-Vertreter wurden nicht in die Innovationskreise berufen, sondern arbeiten lediglich in zuarbeitenden Unterausschüssen mit. Das ohnehin schon beeinträchtigte Konsensprinzip im System der beruflichen Bildung wird weiter beschädigt durch dieses Verfahren, Arbeitskreise einzurichten, die willkürlich besetzt sind, aber grundlegende Beschlüsse zur Berufsbildung fassen.

ver.di fordert, dass Grundsatzbeschlüsse zur beruflichen Bildung in den dafür zuständigen Gremien beschlossen werden, z.B. Im Hautausschuss des BIBB.

Hamburg, d. 28 Februar 2007 

Gunther Steffens
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